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Bekampfen S.3

Betroffen reagierten alle Fraktio-
nen auf die rechtsextremistischen
Gewalttaten rund um die Zwickau-
er Terrorzelle. Wie solcher Terror
verhindert werden kann, war Kern
der politischen Aufarbeitung.

&

Schiitzen S.17

Wer um politisches Asyl bittet, dem
soll geholfen werden. Trotz dieses
Grundsatzes zeigten sich im Ein-
zelnen unterschiedliche Ansitze.
Ausgangspunkt der Debatte war
auch die Lage in Syrien.

Beantworten S.89

Unser Korper, unsere Organe: le-
benswichtig fiir jeden von uns.
Und, gegebenenfalls, fiir andere.
Das Thema Organspende: eine
personliche Frage und zugleich
von gesellschaftlichem Belang.

Fragen S.11

Tiere werden geliebt und ge-
braucht. Gleich wie, sie bendtigen
Schutz. Ob es dazu zukiinftig eines
Verbandsklagerechts fiir Tier-
schutzorganisationen bedarf, war
Thema einer Expertenanhorung.

\uf Herzund'Nieren®

Personlich und gesellschaftlich




BLICKPUNKT

Was wére, wenn...?

Organspende, an und fiir sich eine gute Sache. Soweit sind sich wohl alle
einig. Aber was, wenn es einen selbst betrifft: Wenn es einem wortwort-
lich selbst an die Nieren geht?

Zwar ist Organspende in den vergangenen Jahren zu einem immer
wiederkehrenden Topthema in den abendlichen Talkrunden geworden.
Trotzdem bleibt und muss es am Ende eine ganz persénliche Frage blei-
ben: Will ich selbst spenden? Da schwingen individuelle Angste, Sorgen
und Befiirchtungen mit. Kurzum: Es geht um mehr, als nur ein fliichtiges
Kreuz auf dem orange-blauen Spendeausweis.

EINE KLARE ENTSCHEIDUNG

Aber es geht am Ende eben auch um dieses Kreuz: Denn wer in Deutsch-
land nach seinem Tod alle oder bestimmte Organe spenden will, muss
dem laut Transplantationsgesetz zuvor zugestimmt haben. Am eindeu-
tigsten funktioniert das per ,,Ja“ oder ,Nein® auf besagtem Ausweis. An-
derenfalls miissen die Hinterbliebenen im Todesfall iiber das Fir und
Wider einer Organentnahme entscheiden und damit iiber den Willen des
Verstorbenen mutmaflen.

— e —————

Organspendeausweis

organspende
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Schwerpunkt: Organspende
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Weniger als ein Drittel der Deutschen besitzt derzeit einen Spendeaus-
weis. Ein Zustand, der nicht nur belastend fiir die Angehorigen werden
kann, sondern angesichts des grofien Bedarfs an Organen auch nicht zu
verantworten ist. Im vergangenen Jahr konnten Arztinnen und Arzte in
deutschen Kliniken laut der Deutschen Stiftung Organtransplantation
rund 5.000 Organe transplantieren — etwa 800 Spenden kamen aus Nord-
rhein-Westfalen. Demgegentiber steht jedoch eine bundesweite Wartelis-
te mit rund 12.000 Patientinnen und Patienten — sie alle warten auf ihr
ganz personliches Wunder.

Und ein kleines Wunder ist es tatsdchlich: Wenn Menschen nach mo-
nate- oder jahrelanger Wartezeit dank neuem Herzen, Niere oder Leber
wieder richtig leben konnen. Solche Berichte erinnern daran, wie wichtig es
ist, sich rechtzeitig selbst auch dieser Frage zu stellen: Was wire, wenn...?

Egal wie unbequem und schwierig dies auch sein mag: Gliick und Leid
der betroffenen Menschen sind es allemal wert, die Frage klar und ernst-
haft zu beantworten — ob mit ,,Ja“ oder ,,Nein® Dies ist eine, wenn auch
nicht gesetzliche, so doch moralische Pflicht. Denn nur so schaffen wir alle
miteinander eine Basis, auf der nicht zuletzt unsere Angehorigen, aber vor
allem die Arztinnen und Arzte verlisslich handeln und anderen Menschen
lebensrettend helfen konnen — vielleicht sogar einmal uns selbst. bra
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Debatte iiber braunen Terrorismus - Mitgefiihl mit Opfern

17. November 2011 — Die Aufdeckung der iiber 13 Jahre lang mordenden und raubenden rechts-
extremistischen Terroristengruppe Zwickau hat auch die Abgeordneten im Diisseldorfer Land-
tag schockiert. Vertreterinnen und Vertreter alle Fraktionen erklirten ihr Mitgefiihl mit den
Opfern und begannen mit der politischen Aufarbeitung der bisher bekannten Ermittlungser-
gebnisse. CDU, SPD, Griine und FDP hinterfragten dabei insbesondere die Rolle des Verfas-
sungsschutzes in der Neonazi-Szene. Die Linksfraktion forderte dessen Auflosung und zog die
Einrichtung eines Untersuchungsausschuss in Erwigung.

»Wir alle konnten den Anfingen nicht wirk-
lich wehren erklirte Carina Gddecke (SPD) mit
Blick auf die rechtsextremistischen Terrorakte.
Die Sprecherin der SPD-Fraktion entschuldigte
sich bei denjenigen, die sich in ihrer Angst vor
rechter Gewalt nicht richtig wahrgenommen
fithlten: ,Damit haben wir den Opfern grof3es
Unrecht getan.“ Aus Rechtsextremismus sei
»blanker Rechtsterror* geworden, jahrelang un-
erkannt, aber geschiitzt und unterstiitzt, analy-
sierte die Abgeordnete. Sie forderte ein Verbot
der NPD sowie eine Untersuchung der Rolle
von Polizei und Verfassungsschutz. Aber auch
in Aufklirung, Vorbeugung und Aussteigerpro-
gramme miisse intensiviert werden.

Mindestens jeden zweiten Tag wiirden in Nord-
rhein-Westfalen Menschen Opfer von rechtsex-
tremer Gewalt, betonte Verena Schaffer (Griine).
Die steigende Gewaltbereitschaft von Neonazis
diirfe nicht weiter verharmlost werden. Es sei
fiir sie schwer nachzuvollziehen, dass die Ver-
fassungsschutzimter die Taten weder haben
verhindern noch aufkliren koénnen. Ebenso
stelle sich die Frage, ob V-Leute nicht Teil des
Problems seien. Diskutieren miisse man iiber
die rechtsextremen Einstellungen von Teilen

Zu seinem Antrittsbesuch ...

... kam der neue Schweizer Generalkonsul Pius Bucher zu Land-
tagsprasident Eckhard Uhlenberg. Auch wenn die Alpenrepublik
selbst nicht Mitglied der Europ@ischen Union ist, waren Fragen zur
derzeitigen Wirtschaftslage und Finanzkrise Teil des Gesprachs.
Die beiden Politiker vereinbarten, dass Nordrhein-Westfalen und
die Schweiz ihre gegenseitigen Beziehungen weiter ausbauen.
Dies soll alle Bereiche von der Wirtschaft iiber den Tourismus bis
hin zur Kultur umfassen. Des Weiteren wurde eine stérkere Zu-
sammenarbeit zwischen den Parlamenten erdrtert. Analog zu den
Foto: Schlte

Bundeslandern verfiigt die Schweiz iiber Kantone.

der Gesellschaft. Von der Bundesregierung for-
derte die Griine, die vorgesehenen Kiirzungen
beim Programm gegen Rechtsextremismus und
bei der Antidiskriminierungsstelle zurtickzu-
nehmen.

»Es gab moglicherweise erneut staatlich gefor-
derten oder geduldeten Terror in diesem Land®,
so Anna Conrads (Linke). Sie duferte den Verdacht,
dass sich mit Wissen und Unterstiitzung des
Verfassungsschutzes rechtsterroristische Struk-
turen hitten bilden kénnen, die durch bezahlte
V-Leute unterstiitzt worden seien. Der Natio-
nalsozialistische Untergrund (NSU) sei ein
Sumpf aus Nazis und Geheimdiensten. Es gebe
eine immer unberechenbarere, gewaltberei-
tere rechtsradikale Szene. Man wisse nicht, ob
die Gefahr nun wirklich gebannt sei. Conrads
schlug vor, den Verfassungsschutz durch eine
Analyse- und Beobachtungsstelle gegen men-
schenfeindliche Ideologien zu ersetzen.

Als ,schindlich“ bewertete Horst Engel (FDP)
die ,ungekannte Dimension rechten Terrors®
in Deutschland. Auch er stellte die Frage, war-
um tiber Jahre hinweg niemand den ,gewaltig
stinkenden Sumpf* gerochen habe. Das fiihre
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zu massiven Vorwiirfen gegen die Ermittlungs-
behorden und den Verfassungsschutz. Dieser
sei nun in Erklirungsnot iiber seine Rolle, sei-
ne Arbeitsweise und seine V-Leute, so Engel.
Es ldgen keine Erkenntnisse tiber die Existenz
terroristischer Organisationen der rechtsextre-
men Szene vor, habe es Ende Oktober noch im
NRW-Verfassungsschutzbericht geheiflen. Die
FDP fordere eine bessere Zusammenarbeit der
Sicherheitsbehorden von Bund und Lindern.

»Wer hat eigentlich mit den Familien der heu-
tigen Opfer gebangt?*, zog Armin Laschet (CDU)
eine Parallele zum Umgang mit den Opfern des
Terrors der Roten Armee Fraktion (RAF) in den
70er-Jahren. ,,Diese Schicksale haben uns nicht
erreicht, meinte er nun mit Blick auf die Op-
fer des rechtsextremen Terrors. Notwendig sei,
das Mitempfinden zu stirken. ,Dieser Feind
steht rechts®, zitierte der CDU-Sprecher den
ehemaligen Reichskanzler Josef Wirth. Wenn es
richtig sei, bei diesen Morden auf die Taten von
Einzeltitern zu verweisen, dann miisse Gleiches
auch etwa bei Anschligen mit islamistischem
Hintergrund gelten, wandte Laschet sich gegen
Fremdenfeindlichkeit.

Die Terrorserie sei ein Anschlag auf die Demo-
kratie, stellte sich Innenminister Ralf Jager (SPD) ge-
gen die Gewalttaten der nationalsozialistischen
Extremisten. Klare Antworten forderte er auf
mogliche Verbindungen zwischen der Terro-
ristengruppe und den Verfassungsschutzbehor-
den. Dies miisse in grofitmaoglicher Transparenz
geschehen. Alle Behorden seien an den rechts-
staatlichen Rahmen gebunden, betonte Jéger.
Konkret forderte er eine stirkere Vernetzung
der Landes- und Bundesbehérden, aber auch
die Fortfithrung vorbeugender Programme
gegen rechtsextremistische Strémungen. Vor
allem aber seien mehr Zivilcourage und gesell-
schaftliches Engagement notwendig. cw
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Wohin steuert die Verkehrspolitik?

Landtag debattierte iiber Investitionen in Infrastruktur

16. November 2011 — Zusiitzlich eine Milliarde Euro sollen nach Ankiindigung der Bundestags-
fraktionen von CDU und FDP bundesweit in die Verkehrsinfrastruktur fliefen. Im Landtag
NRW boten die Pline Anlass fiir eine Debatte zur Ausrichtung der nordrhein-westfdlischen
Verkehrspolitik. In einem Antrag (Drs. 15/3267) kritisierte die CDU-Fraktion, dass diejrot-
griine Landesregierung die Aussichten auf zusitzliche Finanzmittel des Bundes unter andérem
durch eine verfehlte Projektplanung konterkariere. Wiithrend sich die FDP-Fraktion der Kritik
anschloss, wiesen SPD, Griine und Linke die Vorwiirfe zuriick. Verkehrsminister Voigtsberger
betonte, das Land werde auch zukiinftig alle verfiigbaren Bundesmittel in Anspruch nehmnien.

Uber 100 Millionen Euro fiir den Fernstraf8en-
bau stinden NRW laut den Plinen der Bun-
desregierung zusitzlich zur Verfiigung, ver-
deutlichte Bernhard Schemmer (CDU). Allerdings
seien dabei nur solche Projekte berticksichtigt,
fiir die bereits Baurechte vorligen. Dies sei in
NRW vielfach nicht der Fall. Die Landesregie-
rung habe beim Straflenbau die Investitionen
»auf das Niveau der 70er-Jahre* gekiirzt. ,Ihr
planloses Vorgehen wiirde dazu fiihren, dass
das Geld in Nordrhein-Westfalen nicht verbaut
wird® kritisierte Schemmer den Verkehrsminis-
ter. Und er forderte ihn auf: ,,Kehren Sie zu einer
wettbewerbsfihigen Verkehrspolitik zuriick!*

Eine ,Politik der Suggestion“ nannte Rainer

Schmeltzer (SPD) die Vorwiirfe. Laut den Plinen
der Bundesregierung seien fiir NRW 120 Milli-
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onen Euro zu erwarten, jedoch sei bisher nichts
Konkretes bekannt. Bezogen auf anderweitige
Kiirzungen auf Bundesebene kidme die Gesamt-
summe an Bundesmitteln noch nicht einmal
ansatzweise dem nahe, was NRW im Durch-
schnitt der letzten Jahre zugestanden habe. Der
Abgeordnete sprach sich dafiir aus, Mittel fiir
Verkehrsprojekte nach ,nationaler Bedeutung
fiir den Wirtschaftsstandort Deutschland® ein-
zusetzen. In diesem Sinne habe NRW Projekte
wie die Betuwe-Linie oder den Eisernen Rhein
vorzuweisen.

Mehr als eine Absichtserklirung der Bundes-
regierung gebe es bisher nicht, sagte Arndt Klocke
(Griine). Umgerechnet seien die angekiindigten
Gelder nicht mehr als eine Kompensation fiir
mittelfristig geplante Kiirzungen von anderen

W

Bundesmitteln. Auf die Kritik der CDU-Frak-
tion antwortete er: ,,Es sind bis 2014 gentigend
Mafinahmen in der Priorisierung auf Stufe

1 baureif, so dass wir sie sofort bauen kon-

nen.“ CDU und FDP miissten sich allerdings
die Frage gefallen lassen, warum mehr als die
Hilfte der Gelder fiir den Straflenbau vorge-

sehen seien: ,,Warum investieren Sie nicht
mehr in die Schiene und in andere
Verkehrstrager?

Wihrend die schwarz-gelbe Bundes-
regierung durch ihre Ankiindigung
Verkehrspolitik betreibe, betreibe die
rot-griine Landesregierung in den Au-
gen der Biirgerinnen und Biirger Stau-
politik, meinte Christof Rasche (FDP). Er
verwies darauf, dass Mittel fiir Ortsum-
gehungen aus dem Bedarfsplan des Lan-
des um rund 20 Prozent gekiirzt wor-
den seien und eine Reihe von Projekten
plotzlich als nachrangig eingestuft werde.
Die Landesregierung mache den Fehler,
»zu wenig baureife Projekte“ zu schaffen.
Rasche forderte ein Umdenken. ,,Bei den
vorliegenden Verkehrsprognosen miissen

wir dringend etwas fiir die Infrastruktur tun.*

Der Antrag der CDU-Fraktion sei ein ,,Show-
antrag®, kritisierte Michael Aggelidis (Linke). Allein
um die vorhandene Infrastruktur ,in erforder-
lichem Umfang und in der gebotenen Qualitat®
aufrechtzuerhalten, wiirden die Mittel auf allen
Ebenen nicht ausreichen. Daher verbiete der
ywirtschaftliche Sachverstand umfangreiche
Neubaumafinahmen®, fand Aggelidis. Benotigt
werde ein ,,innovatives Gesamtkonzept® fiir den
Verkehr in NRW. Darin miisse insbesondere der
Ausbau des Schienenverkehrs vorangetrieben
werden. ,,Die Prioritit des motorisierten Indi-
vidualverkehrs ist 6konomisch, 6kologisch und
sozial unverantwortlich.

Verkehrsminister Harry Kurt Voigtsherger (SPD) fiihrte
aus, es sei noch nicht klar, ,wer genau von der
Milliarde profitieren soll, welche Verkehrswege
in welcher Hohe bedacht und nach welchen
Bedingungen die Mittel verteilt werden sol-
len“. Er werde sich dafiir einsetzen, dass NRW
alle verfugbaren Mittel beanspruche. Zugleich
verteidigte er die Priorisierung von Projekten.
Dabei handele es sich nicht um eine Streichliste.
Die Priorisierung sei sinnvoll, um unnétige Pla-
nungskosten zu reduzieren und Projekte ,nach
vordringlichem Bedarf* zu sortieren, so etwa
mit Blick auf Frostschiden des vergangenen
Winters. sw

Beschluss

Der Antrag (Drs. 15/3267) wurde mit den Stimmen von
SPD, Griinen und Linken gegen die Stimmen von CDU
und FDP ahgelehnt.
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Giinstige Arbeitskraft

W
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Fall Amazon: Eingliederungshilfe oder bloBe Einsparméglichkeit? <y

16. November 2011 — Das Internet-Versandhaus Amazon ist wegen seiner vorweihnachtlichen
Beschiiftigungspraxis in den vergangenen Wochen in die Kritik geraten: Medienberichten zufolge
soll das Haus im Weihnachtsgeschiift zahlreiche Arbeitslose zwei Wochen lang ohne Lohn zur
Probe arbeiten lassen — vermittelt und bezahlt durch eine Mafinahme der Arbeitsagentur

(Arge). Auf Eilantrag der FDP (Drs. 15/3302) hat sich der Landtag mit dem

Thema befasst.

Die Arbeitsagentur verweise auf beeindruckende
Vermittlungsquoten an den Amazon-Standorten,
verteidigte Dr. Stefan Romberg (FDP) die kritisierte
Beschiftigungspraxis. In Rheinberg seien bislang
78 Prozent der probearbeitenden Arbeitslosen
iibernommen worden, in Werne seien es sogar
90 Prozent. ,Aus unserer Sicht ist es gut, ein Trai-
ning moglichst nah am ersten Arbeitsmarkt zu
machen® erklirte der FDP-Politiker. Es miisse al-
les getan werden, damit Langzeitarbeitslose in den
ersten Arbeitsmarkt zurtickkimen. Zudem betonte
er: Die Eingliederungshilfe und somit das Probear-
beiten passierten auf Basis der unter Rot-Griin auf
Bundesebene verabschiedeten Hartz-Reform.

Zwar habe das Arbeitsministerium in einer Pres-
semitteilung den Eindruck von Skandal und
Illegalitdt der Amazon-Praxis erweckt. Doch:
»Es handelt sich um eine Eingliederungsmaf3-
nahme, eine legale Vorgehensweise®, unterstrich
Norbert Post (CDU). Die Eingliederungshilfe der
Arbeitsagentur sei durch die Sozialgesetzgebung
von Rot-Griin genehmigt. Auch hitten viele
Menschen iiber die insgesamt 2.000 geforderten
Mafinahmen bei Amazon wieder auf den Arbeits-
markt zuriickgefunden. ,,Ist das, wie sie zu sagen
pflegen, illegitim?, fragte Post. Vielmehr miisse
es nun darum gehen, die Nachhaltigkeit zu tiber-
priifen. Das sei Sache der Landesregierung.

»Die FDP miisste doch eher Bedenken duflern
angesichts eines massiven Mitnahme- und Ver-
zerrungseffekts zugunsten eines Grofikonzerns®,
zeigte sich Giinter Garbrecht (SPD) irritiert. Weder
die SPD noch die Landesregierung stellten ein ar-
beitsmarktpolitisches Instrument in Frage. Jedoch
rechtfertigten die massenhaften Eignungsverfah-
ren von Arbeitslosen bei Amazon keine zweiwd-
chige, kostenlose Probezeit: Das Land miisse prii-
fen, ob hier ungerechtfertigte Lohnsubventionen
vorldgen, forderte der SPD-Sprecher. Auch sei zu
Kkldren, ob die Probezeit nachtriglich tariflich ent-
golten werden miisse. Das sei bisher bei der Agen-
tur keine gingige Verfahrenspraxis.

Die Eingliederung sei ein individuelles Instru-
ment und nicht eine systematische, mehrwochige
Mafnahme fiir Hunderte von Menschen, beton-
te Martina Maaflen (Griine). ,Von bedarfsgerechter

[ & i Dr. Stefan Romberg (FDP)
Einzelfallhilfe ~kann SRt r
dabei nicht mehr die : :' \ t E *‘ s
Rede sein.“ Auch stel- 'S t e
le das Probearbeiten ' '

bei Amazon nur eine
befristete Beschifti-
gung in Aussicht. ,,Das
kann es nicht sein.“
Das Gesetz schreibe
ausdriicklich vor, bei
Leistungen gegeniiber
Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern darauf zu achten,
den Wettbewerb nicht zu verzerren. ,,Es
geht nicht um legales oder illegales Handeln®
sagte Maaflen. Sondern darum, dass das Instru-
ment systematisch angewandt einem Konzern
Lohnkosten im sechsstelligen Bereich erspare.

»Die Vorgidnge bei Amazon sind skandalos rief
Wolfgang Zimmermann (Linke) im Plenum aus. Es
gehe tatsichlich nicht darum, ob etwas illegal sei
oder nicht. Skandalds sei, dass Menschen ohne
Bezahlung arbeiten miissten. Das diirfe so nicht
weiter gehen, forderte der Linke. Die Lohniiber-
nahme durch die Arbeitsagentur kidme einem
Sponsoring von Steuer- und Sozialversicherungs-
beitragen gleich. Die Kosten hierfiir miisse die
Allgemeinheit tragen, kritisierte Zimmermann:
»Da werden auch Gewinne privatisiert und die
Kosten sozialisiert.“ Daher sei es richtig von Un-
ternehmen, die Arbeitslose weiterbeschiftigten, "3 2 -

die Kosten der Probezeit zuriickzuverlangen. 'l]__lﬂe'rman . Linke)

Er unterstiitze es, wenn Amazon in neue Ar-
beitspldtze investiere, sagte Arbeitsminister Guntram
Schneider (SPD). Doch miisse die Lohniibernah-
me durch die Arge hinterfragt werden — unab-
hingig davon, ob das Gesetz diese Moglichkeit
grundsitzlich einrdume. So habe Amazon in
Werne fiir gut 1.600 der in diesem Jahr knapp
1.800 geschlossenen, meist befristeten, Arbeits-
vertrige Offentliche Gelder erhalten. ,Diese
Praxis der Forderung sehr kurzfristiger Beschaf-
tigung fithrt nicht zu einer nachhaltigen beruf-
lichen Integration, betonte der Minister. Er
begriifle deshalb, dass die Regionaldirektion der
Arge angekiindigt habe, die kritisierte Praxis zu
iiberpriifen und vorerst nicht fortzufiihren. bra

Arbeitsminister
Guntram Schneider (SPD)

Beschluss

Der Antrag (Drs.15/3302) wurde nach Beratung in direkter
Abstimmung mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
Griinen und Linken gegen die Stimmen der Fraktionen von

| CDU und FDP ahgelehnt.
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Jetzt wird gebaut®
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Schlagabtausch iiber Mangel an U3-Betreuung

17. November 2011 — Dass zusitzliche Pliitze fiir die Betreuung unter Dreijihriger (U3-Betreu-
ung) notig sind, dariiber waren sich alle Fraktionen einig. Unterschiedlich bewerteten sie aller-
dings die Frage, wer die bisher nicht ausreichende Zahl an Pliitzen in Kindertagesstitten (Kitas)
zu verantworten habe. FDP und CDU brachten dieses Thema je mit einem eigenen Antrag ins
Plenum ein (Drs. 15/3262 bzw. Drs. 15/ 3270). SPD, Griine und Linke legten einen gemeinsamen

Entschlieffungsantrag vor (Drs. 15/3321).

Die Dynamik beim U3-Ausbau sei zum Er-
liegen gekommen, rechnete Marcel Hafke (FDP)
vor. Im Jahr 2009 habe NRW eine Steigerung
der Betreuungsquote von 11,6 Prozent auf
14 Prozent erreicht, im Jahr 2011 nur um weitere
knapp zwei Punkte auf 15,9 Prozent. Rot-Griin
habe die bundesweit niedrigsten Werte zu ver-
antworten. Die Kommunen fiihlten sich bei der
Finanzierung dieser Plitze von der Landesre-
gierung im Stich gelassen. Insbesondere wand-
te sich Hafke gegen eine ,,Krippenabgabe® fiir
Unternehmen. Aus Sicht der FDP sei es zudem
sinnvoller, in die frithkindliche Bildung anstatt
in ein Betreuungsgeld zu investieren.

In zwei Jahren misse NRW eine Betreuungs-
quote von mindestens 32 Prozent erreichen, so
Ursula Doppmeier (CDU). Dies sei ein ,wirklich
enges Zeitfenster. Fiir diesen U3-Ausbau sei
die amtierende Landesregierung in der Pflicht.
Junge Eltern miissten die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf in die Tat umsetzen kon-
nen. Hinzu komme der Druck fiir die Schaf-
fung neuer Plitze fiir tiber Dreijihrige, der
auch damit zusammenhinge, dass die rot-grii-
ne Landesregierung die geplante frithere Ein-
schulung gestoppt habe. Doppmeier forderte,
die Priorititen anders zu setzen und anstelle

der Kita-Beitragsfreiheit den U3-Ausbau vor-
anzutreiben.

»In der Tat gehoren die Zahlen, die jetzt ver-
offentlicht worden sind, zu Threr Bilanz®, warf
Wolfgang Jorg (SPD) der ehemaligen schwarz-gel-
ben Landesregierung vor. Und trotz der ,,nieder-
schmetternden Zahlen hitten CDU und FDP
seit vergangenem Jahr jeden Antrag abgelehnt,
der auf einen Zugewinn im Elementarbereich
abgezielt habe. Seit 2010 habe die neue Lan-
desregierung 150 Millionen Euro in die Hand
genommen, um den U3-Ausbau zu beschleuni-
gen, jetzt seien noch einmal 250 Millionen Euro
geplant. ,,Setzen wir uns gemeinsam an einen
Tisch®, warb Jorg fiir ein gemeinsames Vorge-
hen zur Steigerung der Betreuungsplatzzahl.

»Das sind Thre Kinder, das ist die Regierungsver-
antwortung von Schwarz-Gelb*, kritisierte auch
Andrea Asch (Griine). Die jetzt veroffentlichte
Bundesstatistik beziehe sich auf die Kinder, die
im Kindergartenjahr 2010/2011 aufgenommen
worden seien. Die ehemalige CDU/FDP-Lan-
desregierung habe kurz nach der Landtagswahl
einen Forderstopp erlassen, der zu einem Stopp
aller Neubaumafinahmen gefiihrt habe. Aufer-
dem hitten CDU und FDP keine Landesmittel

in den U3-Bereich gesteckt. Jetzt miissten Kom-
munen, Lander und vor allen Dingen auch die
Bundesregierung gemeinsam an der Erfiillung
des gegebenen Rechtsanspruchs arbeiten.

Es gebe fiir junge Familien lange Wartelisten auf
einen U3-Kitaplatz, beklagte Dr. Carolin Butterwegge
(Linke). Die betroffenen Miitter konnten nicht
berufstitig sein. Somit sei eine schlechtere Ab-
sicherung im Alter vorprogrammiert. Mit Blick
auf diese Probleme sei jetzt eine Kraftanstren-
gung erforderlich, um den Rechtsanspruch auf
eine Kindertagesbetreuung durch qualitativ
gute Kitas ab dem zweiten Lebensjahr erfiillen
zu konnen. Dies miisse von allen Beteiligten —
Bund, Land, Kommunen, Trigern und Eltern-
vertretung — gemeinsam geleistet werden. Eine
Betreuungsquote von 32 Prozent werde den Be-
darf nicht decken.

»Wir diirfen uns nicht mehr gegenseitig die
Schuld zuweisen, trat auch Familienministerin
Ute Schéfer (SPD) dafiir ein, gemeinsam fiir genii-
gend Betreuungsplitze zu sorgen. Hierzu habe
die Landesregierung ein Ausbauprogramm
von 400 Millionen Euro bis zum Jahr 2013 be-
schlossen. Dies sei zusammen mit den 482 Mil-
lionen Euro, die der Bund beisteuere, und den
Mitteln der Kommunen der richtige Weg. Die
erste Tranche sei im Dezember 2010 an die Ju-
genddmter gegangen; daher konne man die Er-
gebnisse nicht schon im Mirz danach in einer
Statistik wiederfinden. ,,Es wird jetzt gebaut®,
begriifite die Ministerin die Anstrengungen der
Kommunen. cw

Uberschrift

Die Antrage von FDP (Drs. 15/3262) und CDU (Drs.
15/3270) wurden von SPD, Griinen und Linken abgelehnt,
die umgekehrt wiederum ihren eigenen EntschlieBungs-
antrag (Drs. 15/3321) durchbrachten.

Europa: Auch im Alltag allgegenwartig

Was bedeutet Verbraucherschutz in der Europdischen Union? Dariiber dis-
kutierten 150 Schiilerinnen und Schiiler beim Européischen Jugendforum
am 2. Dezember im Diisseldorfer Landesparlament. In einem Planspiel und
im Gespréch mit Landtags- und Europaabgeordneten konnten sie erfahren,
welche MaBnahmen die EU im Umweltschutz, in der Lebensmittelsicherheit
und im Gesundheitshereich ergreift. Die neue Veranstaltungsreihe des Eu-
ropdischen Parlaments feierte ihren Auftakt im Landtag NRW, bevor sie ab
dem ndchsten Jahr in weiteren Landesparlamenten gastiert. Landtagsvize-
prasidentin Carina Godecke und der Leiter des deutschen Informationshii-
ros des Europdischen Parlaments, Frank Piplat, begriiBten die Jugendlichen
im Plenarsaal. Beide betonten: Europa ist nicht allein in der Politik, sondern
auch im Alltag allgegenwartig.
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Unterschiedliche Ansatze in der Asylpolitik

16. November 2011 — Was tun mit Menschen, die aus ihrer Heimat nach Deutschland, nach
Nordrhein-Westfalen gefliichtet sind? Die Linken fordern eine umfassende und grofiziigige
Bleiberechtsregelung (Drs. 15/3249) ebenso wie eine Aussetzung von Abschiebungen wihrend
der Wintermonate nach Serbien, Mazedonien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro und Kosovo
(Drs. 15/3248). SPD und Griine wollen sich beim Bleiberecht auf Bundesebene fiir eine stich-
tagsfreie Regelung einsetzen (Drs. 15/3316). Mit Blick auf die aktuelle Situation in Syrien for-
dern sie zudem gemeinsam mit den Linken eine Aussetzung des deutsch-syrischen Abkommens
zur Riickiibernahme von abgeschobenen syrischen Staatsangehorigen (Drs. 15/3254). Dorthin
finden sowieso keine Abschiebungen mehr statt, meinte die FDP. Die CDU wandte sich grund-

sitzlich gegen ,,pauschale® Losungen.

Eine Abschiebung in die Staaten des ehemaligen
Jugoslawien bedeute Hunger, Verfolgung und
Elend, meinte Ali Atalan (Linke). Auch Menschen
aus Syrien diirften nicht in ihr Heimatland ab-
geschoben werden, denn dort lasse die Regie-
rung auf die Bevélkerung schieflen. Derzeit leb-
ten in Deutschland mehr als 73.000 Menschen
mit prekirem Aufenthaltsstatus. Aus Sicht der

By

politischen Asyls werde durch das Riickiiber-
nahmeabkommen nicht angetastet und miisse
deswegen auch nicht ausgesetzt werden.

Man misse den Menschen aus Syrien die Si-
cherheit geben, dass sie dauerhaft nicht abge-
schoben wiirden, forderte Serdar Yiiksel (SPD).
Dazu sei eine entsprechende Rechtsgrundlage

PLENUM

ches Ruckiibernahmeabkommen mit ,,diesem
menschenverachtenden Regime in Syrien“ auf-
rechtzuerhalten, kritisierte Diiker. Hinsichtlich
des Themas ,,Bleiberecht wandte sie sich gegen
eine Stichtagsregelung. Man miisse vielmehr
Rahmenbedingungen dafiir schaffen, dass die
Fliichtlinge ihren Lebensunterhalt selbst verdie-
nen konnten.

Das Riickiibernahmeabkommen verpflichte die
Bundesregierung nicht zur Durchfithrung von
Abschiebungen, erlduterte Horst Engel (FDP). Es
hindere sie auch nicht daran, Abschiebungen
in Gefihrdungssituationen auszusetzen. Eine
solche liege derzeit eindeutig vor. Vor diesem
Hintergrund stelle sich die Frage einer Kiin-
digung oder Aussetzung des angesprochenen
bilateralen deutsch-syrischen Vertrags nicht,
so Engel. ,Abschiebungen nach Syrien diirfen
deshalb nicht stattfinden. Es gibt auch keine.
Deshalb konnen wir Thren Antrédgen inklusive
Entschliefung nicht zustimmen®, unterstrich er
den Standpunkt seiner Fraktion.

Die Landesregierung werde sich ,mit Nach-
druck® dafiir einsetzen, das Abkommen mit
Syrien aufzukiindigen, so Innenminister Ralf Jéger
(SPD). Bei Rest-Jugoslawien sowie dem Kosovo

J-.::_ ‘T.-:Ti-_. [ g == =

Ali Atalan (Linke)

Linksfraktion diirfe der eigenstindige Lebens-
unterhalt nicht Vorbedingung fiir ein Bleibe-
recht sein. ,Menschen leben hier und machen
dieses Land zu ihrer Heimat®, so Atalan. Daher
misse NRW eine Bleiberechtsregelung initiie-
ren, die endlich einmal greife.

»Wir sind eindeutig gegen einen pauschalen
und generellen Abschiebestopp®, betonte dage-
gen Gregor Golland (CDU). Bei dem Thema miisse
differenziert werden: Den Menschen, die des
Schutzes bediirften, werde dieser auch gewdhrt.
Es konne aber auch erwartet werden, dass die
Menschen, die als Asylbewerber kdmen, sich in-
tegrierten. Diejenigen, die Hilfsbereitschaft aus-
nutzten und sich nicht an Regeln hielten, miiss-
ten abgeschoben werden kénnen. Mit Blick auf
Syrien betonte Golland, die Moglichkeit des

Gregor Golland (CDU)

4 A

Serdar Yiiksel (SPD)

notig. Das Riickitbernahmeabkommen mit Sy-
rien miisse wegen der aktuellen Lage ausgesetzt
werden. Die Landesregierung solle sich beim
Bund dafiir einsetzen, dass es zuriickgenommen
werde. Im Hinblick auf die verschirfte Sicher-
heitslage im Kosovo setzte sich Yiiksel fiir eine
neue Bleiberechtsregelung ein, die Abschiebun-
gen in dieses Land verhindere. Auflerdem miis-
se man eine ,, Willkommenskultur® schaffen, die
Fliichtlingen ermogliche, hier zu arbeiten.

Bis zur Klarung der Verhiltnisse in Syrien sollen
keine Abschiebungen vorgenommen werden,
erliuterte Monika Dilker (Griine) eine entspre-
chende Entscheidung des Bundesinnenministe-
riums. Damit sei die entsprechende Forderung
erfillt. Aus Sicht der Griinen verbiete es sich
fiir einen Rechtsstaat grundsitzlich, ein sol-

=
Monika Diiker (Griine)

—

Horst Enga(FDP)

habe er den Eindruck, dass sich die Lage fiir
dorthin zuriickkehrende Fliichtlinge deutlich
verbessert habe, so der Minister. Er werde die
Lage im Kosovo in den kommenden Wochen
mit Fliichtlingsorganisationen und den Kirchen
erdrtern und dann iiber einen Wintererlass wie
in den Jahren zuvor entscheiden. Beim Bleibe-
recht werde sich NRW in der Innenminister-
konferenz fiir eine ,,dauerhafte, stichtagsunab-
hingige und faire“ Regelung einsetzen. cw

Die Drucksachen 15/3316 (SPD/Griine) bzw. 15/3254
(SPD/Griine/Linke) wurden angenommen, die Antrdge
der Linksfraktion (Drs. 15/3248 hzw. 15/3249) abgelehnt.
CDU und FDP stimmten jeweils gegen die Antrage.
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Herzstiick der Debaft

Organspenden in NRW: Riick- und
Ausblick zur politischen Beratung

P

Organspendeausweis

In Deutschland warteten derzeit rund 12.000
Menschen auf ein neues Herz, Niere oder Lun-
ge, erlduterte Hubert Kleff (CDU) in der Plen-
ardebatte Ende Februar. Rund 1.000 Menschen

wiirden aus Mangel an einem geeigneten Spen-
derorgan sterben. Der CDU-Politiker forder-
te daher, die Aufklirungsarbeit zu verstirken.
Giinter Garbrecht (SPD) erinnerte zudem dar-
an, dass die Debatte um die Frage, ob die derzeit
geltende Zustimmungsregelung ausreiche, dazu
gefiihrt habe, dass unter anderem der Ethikrat,
aber auch der Deutsche Arztetag mittlerweile
eine Widerspruchslosung befiirworteten. Das
Thema Organspende sei ethisch besonders sen-
sibel und fiir die betroffenen Angehorigen oft
mit Unsicherheit und Schmerzen verbunden,
betonte Arif Unal (Griine). Trotz des Organ-
mangels miisse es jedoch wegen der notwen-
digen Selbstbestimmung gesellschaftlich auch
akzeptiert werden, wenn sich jemand bewusst
gegen eine Spende entscheide.

Es sei schon viel passiert, verwies Dr. Stefan
Romberg (FDP) auf im Jahr 2007 vereinbarte
Mafinahmen: etwa den neuen Transplantations-
beauftragten in den Krankenhiusern, die Ein-
fithrung klinikinterner Handlungsanweisungen
fiir den Ablauf von Organspenden oder die ent-
sprechende Begleitung von Angehorigen. Der
FDP-Sprecher forderte zudem, die Vorrangigkeit
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der postmortalen Spende vor einer Lebendspen-
de aufzuheben. Letztere habe die grofleren Er-
folgsaussichten. Wolfgang Zimmermann (Linke)
schloss sich dem CDU-Vorschlag an, von den
Krankenhiusern mehr Engagement in Sachen
Organspende einzufordern. Allerdings miissten
diese dann auch dementsprechend gefordert
werden.

FRAKTIONSUBERGREIFENDE EINIGUNG

Das Plenum tiberwies den Antrag an den Aus-
schuss fiir Arbeit, Gesundheit, Soziales und
Integration. In den folgenden Ausschussbera-
tungen einigten sich die Fraktionen von CDU,
SPD und Griinen dann auf einen gemeinsamen
Anderungsantrag zum urspriinglichen Antrag
der CDU, den der Sozialausschuss denn auch
annahm. Ein von der FDP im Ausschuss einge-
brachter EntschlieSungsantrag (Drs. 15/2781)
blieb dort ohne Mehrheit.

Damit erkennt der Landtag die Organspen-
de als Ausdruck zwischenmenschlicher Soli-
daritit an. Er betont jedoch, dass es sich dabei
um eine selbstbestimmte, freie Entscheidung
handeln miisse. Gleichzeitig forderte er die Lan-
desregierung dazu auf, Fortbildung und Zerti-
fizierung der Transplantationsbeauftragten

9. November 2011 — ,,Es bedarf weiterhin eines
verstirkten Einsatzes aller Beteiligten, um die
Zahl der Organspender weiter zu erhohen und
damit die Situation der Menschen, die drin-
gend auf ein Spenderorgan warten, zu verbes-
sern® stellen die Fraktionen von CDU, SPD
und Griinen in einem gemeinsamen Antrag fest
(Drs. 15/3440). Nach mehreren Beratungsrun-
den hat der Ausschuss fiir Arbeit, Gesundheit,
Soziales und Integration (Vorsitz Giinter Garb-
recht, SPD) diesen nun mit den Stimmen der
antragstellenden Fraktionen sowie der Linken
angenommen. Die FDP enthielt sich. Bereits
im Februar hatte sich das Plenum mit der Zahl
der Organspenden in NRW befasst und einen
zuniichst allein von der CDU gestellten Antrag
(Drs. 15/1315) an den Ausschuss iiberwiesen.

zu gewihrleisten. Zudem gelte es, angehende
Arztinnen und Arzte bereits in der Ausbildung
fiir das Thema Organspende zu sensibilisieren
sowie medizinisches und pflegendes Personal
verstarkt fortzubilden. Und auch die Kran-
kenhiduser selbst miissten sich noch mehr im
Bereich der Organspende engagieren. Im Fall
der Feststellung des Hirntodes solle zwingend
der Transplantationsbeauftragte des jeweiligen
Krankenhauses informiert werden. Insgesamt
sei es notwendig, Umsetzungsdefizite zu analy-
sieren und abzustellen.

Vor allem miisse aber auch die Bevolkerung
besser informiert werden. Dies sei Aufgabe unter
anderem der Bundeszentrale fiir gesundheitliche
Aufklirung, der Krankenkassen sowie des Lan-
des. Die Informationen sollten so gestaltet sein,
dass sie eine fundierte Auseinandersetzung mit
der schwierigen Thematik erleichterten. Zudem
miissten Empathie und Sensibilitit die ergebnis-
offenen Gespriache mit Angehorigen maoglicher
Spenderinnen und Spender prigen.

Dem Plenum wird voraussichtlich am 8. Dezember 2011
der gemeinsame Antrag von CDU, SPD und Griinen zur
Bestatigung vorgelegt.

Foto: Schilte
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So stehen die Fraktionen zum Thema ,,Organspende®.

Giinter Garbrecht (SPD)

Arif Unal (Griine)

v

.

Wolfgang Zimmermann (Linke)

Das Leben ist unser wertvollstes Geschenk. Durch eine
Organspende kann man neues Leben schenken. Das The-
ma Organspende geht uns alle an. Jeder kann in die Situa-
tion kommen, dass nur noch ein Spenderorgan das eigene
Leben retten kann. Organspende ist ein Zeichen der Soli-
daritit und der Nichstenliebe. Wir sollten unseren Ange-
horigen die Entscheidung abnehmen und mit einem Or-
ganspendenausweis unser ,,Ja fiirs Leben® erklaren. 1.000
Menschen kénnten jihrlich gerettet werden. Dass alle im

Die Organspende von Frank Walter Steinmeier hat gezeigt:
Organspende ist ein Akt der Mitmenschlichkeit und der So-
lidaritit. Jeder konnte durch Unfall oder schwere Krankheit
in die Situation kommen, ein Spenderorgan zu benétigen.
Das Dilemma: Die grundsitzliche Bereitschaft in der Bevol-
kerung zur Organspende ist deutlich hoher als die Zahl der
Menschen, die dies auch durch einen Organspendeausweis
dokumentieren. Deshalb miissen wir intensiv informieren
und die Rahmenbedingungen fiir Transplantationen ver-

Organspende ist ein Ausdruck zwischenmenschlicher So-
lidaritét. In der Bevolkerung existieren hierzu aber immer
noch grofle Unsicherheiten und Bedenken. Viele Menschen
haben die Sorge, im Ernstfall wiirden nicht alle medizini-
schen Mafinahmen zur Lebenserhaltung ergriffen, wenn
man zu einer Organspende bereit ist. Deshalb ist es wich-
tig, Menschen in sensibler und kompetenter Form iiber
die Chancen und Risiken einer Organspende aufzukldren
und Angste zu nehmen. Mehr Aufklarung und Beratung,

Oftmals sind Organspenden die einzige Moglichkeit, um
das Leben von schwerkranken Menschen zu retten. Derzeit
warten bundesweit etwa 12.000 Patienten auf ein Spen-
derorgan. Nach wie vor sind Unsicherheiten und Angste
im Umgang mit den Themen Organspende und Hirntod
weit verbreitet. Die FDP hilt es fiir notwendig, die Auf-
kldrung von Biirgern auszubauen und niedrigschwellig zu
gestalten. Die Bereitschaft zur Organspende ist ein sehr
personlicher Ausdruck von Solidaritidt und Néchstenlie-

Die Zahl der gespendeten Organe ist in Deutschland viel
geringer als in den Nachbarlindern. Auch wenn mehr
Menschen dazu bereit sind, ihre Organe zu spenden, geht
die Anzahl der Organtransplantationen bundesweit seit
2008 merklich zurtick. Nach wie vor warten etwa 12.000
Menschen auf ein lebensrettendes Organ. Die auch von der
Linksfraktion mitgetragene fraktionsiibergreifende Bun-
destagsinitiative, nach der allen erwachsenen Menschen die
Frage gestellt werden soll, ob sie zu einer Organspende be-

W

Beitrige in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

SCHWERPUNKT

Deutschen Bundestag vertretenen Parteien sich auf eine
freiwillige Entscheidungslosung verstandigt haben, ist ein
Bewetis fiir eine funktionierende menschliche Demokratie
und wird von der CDU-Landtagsfraktion ausdriicklich
begriifit. Es kommt jetzt darauf an, dass alle Beteiligten,
Deutsche Stiftung Organtransplantation, Krankenkassen,
Krankenhiduser und die politisch Verantwortlichen, die
Biirgerinnen und Biirger verantwortungsbewusst aufkla-
ren.

bessern. Darauf haben sich die Fraktionen des Landtags ge-
einigt. Die gesetzliche Verankerung von Transplantations-
beauftragten wurde schon 2007 auf unsere Initiative in das
Krankenhausgesetz aufgenommen. Die Erklirungslosung,
auf die sich alle Fraktionen des Landtags nun verstindigt
haben, ist ein guter Weg. Auch auf Bundesebene hat man
sich fraktionstibergreifend geeinigt, eine solche Regelung
anzustreben. Daran haben auch Parlament sowie die Lan-
desregierung ihren Anteil.

die auch auf die unterschiedlichen Ablehnungsgriinde
eingehen, sind also notig. Die Information sollte auch in
Zusammenarbeit mit den Migrantenorganisationen in
unterschiedlichen Sprachen sowie in zielgruppenspezifi-
scher Gestaltung herausgegeben werden. Der Zugang zur
Auflklirung und Information vor Ort muss zudem niedrig-
schwellig gestaltet sein. Die selbstbestimmte und freie Ent-
scheidung jedes und jeder Einzelnen fiir oder gegen eine
Organspende muss dabei gesichert sein.

be, der Freiwilligkeit voraussetzt. Die FDP wiirde es be-
griiflen, wenn sich alle Fraktionen im Bundestag wie jetzt
verabredet auf ein gemeinsames Vorgehen verstindigen,
um diese Bereitschaft zu erhohen. Unverzichtbar ist darii-
ber hinaus ein intensives Engagement der Krankenhdauser.
Das medizinische und pflegerische Personal sollte ver-
starkt an Fortbildungen teilnehmen und dabei auch auf
den sensiblen Umgang mit Angehorigen in einer Ausnah-
mesituation vorbereitet werden.

reit sind, ist zu begriifSen. Allerdings miisste diese Initiative
von einer Aufkldrungskampagne begleitet werden, die die
Notwendigkeit von Organspenden deutlich macht. Um die
Transplantationen vornehmen zu kénnen, muss dariiber
hinaus die personelle Situation in den Krankenhéusern er-
heblich verbessert werden. Das kostet allerdings Geld. Wer
wirklich die Zahl der durch Organspenden geretteten Men-
schen erhohen will, muss auch bereit sein, die notwendigen
finanziellen Mittel dafiir zur Verfiigung zu stellen.
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GESETZGEBUNG

Laufende Gesetzgebung

W

Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federfiihrender Gepl. Beratungs- Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federfiihrender Gepl. Beratungs-
Fachausschuss schritte Fachausschuss schritte
[5/3399 | Gesetz zur Stirkung des Vorschlag: 1. Lesung 15/2851] | Wiedereinfiihrung ein- Ausschuss fiir Anhbrung
kommunalen Ehrenamtes | Ausschuss fiir 9.12.2011 heitlich sozial-gestaffelter | Familie, Kinder | 12.1.2012
etc. und zur Anderung Kommunalpolitik Elternbeitrége in der Kin- | und Jugend
weiterer kommunalverfas- deftagesbet'rel‘lung und der
sungsrechtlicher Vorschrif- Beitragsfreiheit, Linke
ten, SPD, Griine, FDP 15/2793 | Einfihrung der untergesetzl. | Rechtsausschuss | Sachverstin-
- Normenkontrolle, FDP digengesprich
15/3399 | Achtes Gesetz zur Ande- Vorschlag: 1. Lesung geplant
rutng dzslsﬁgg;g%ince;te"nge- gaupt- ul;ld Dl [E2.208 [[5/243d | Anderung des Landesalten- | Vorschlag: 2. Lesung
i ’ ki T pflegegesetzes, LR Sozialausschuss | 7./8.12.2011
15/3261] | Gesetz zur Entflechtung Vorschlag: 1. Lesung [[5/238Q | Verbandsklagerecht und Umweltausschuss | Beratung
datenschutzrechtlicher Haupt- und Me- |8.12.2011 Mitwirkungsrechte fiir lduft
Kompetenzen beim WDR, | dienausschuss Tierschutzvereine, LR
FDP 15/2379 | Sicherung von Tariftreue Wirtschafts- Schluss-
[5/3047 | Anderung der gesetzlichen |Haupt- und Me- | 2. Lesung ur}d Doy e HLEE s izl b
¥ : 7 7 fairen Wettbewerb bei Ausschuss
orl. Befristung in § 29 des dienausschuss 8.12.2011 " . =
5791 Gesetzes itber den offentlichen Auftragen, LR 14.12.2011
Verfassungsschutz, LR [5/2359 | Anderung der Landesbau- | Bauausschuss 2. Lesung
ordnung, SPD, Griine 8.12.2011
15/304d | Entbiirokratisierung der Ausschuss fiir Ausschuss-
Beitreibung von Gebiihren- | Kommunalpolitik | beratung 15/2359 | Gesetz zur Abschaffung der | Wissenschafts- | Sachverstin-
und Auslagenriickstinden 16.12.2011 Hochschulrite, Linke ausschuss digengesprich
bei der Zulassung von 16.12.2011
Fahrzeugen, LR [[5/2224 | Anderung des Kommunal- |Schulausschuss | 2. Lesung
[5/304 | Anderung des StraSen- und | Ausschuss fiir 2. Lesung abgabengesetzes, LR §.12.2011
Wegegesetzes des Landes Bauen, Wohnen | 21./22.12. 15/2209 | Einfiithrung von islami- Ausschuss fiir Ausschuss-
NRW und des Biirokratie- |und Verkehr 2011 schem Religionsunterricht | Schule und beratung lauft
abbaugesetzes I, LR als ordentliches Lehrfach, | Weiterbildung
CDU, SPD, Griine
15/2988 | Gesetz zur Fortentwicklung | Ausschuss fiir B Anhorung 57215 Gesetz zur Starkung der T —— 2. Lesung
d.es Neuen Kommunalen Kommunalpolitik | geplant Biirgerbeteiligung, LR Kommunalpolitik | 8.12.2011
Finanzmanagements, FDP
15/187q | Gesetz zur Forderung und | Bauausschuss 2. Lesung
15/2953 | Gesetz zur Forderung des | Umweltausschuss | Anhorung Nutzung von Wohnraum, LR 8.12.2011
Klimaschutzes, LR 23.1.2012 5/187 Gesetz zur Anderung des | Wissenschafts- Ausschuss-
15/2944 | Gesetz zur Forderung der | Ausschuss fiir Ausschuss- Hochschulgesetzes und des | ausschuss beratung liuft
gesellschaftlichen Teilhabe | Arbeit, Gesund- | beratung Kunsthochschulgesetzes, LR
und Integration in NRW, LR | heit, Soziales und | 14.12.2011 15/131) | Erleichterung von Volksbe- | Innenausschuss | Ausschuss-
Integration gehren, SPD und Griine beratung
[5/2859 |U; der k Ausschuss fi 2.L St
[ : nterstiitzung der komm. usschuss fiir . Lesung =% .
Haushaltskonsolidierung im | Kommunalpolitik | 8.12.2011 15/106§ | Anderung de,r NRW-Ver- HauPt— und Offe'r.lthche
Rahmen des Stirkungspakts fassung (Artikel 83), CDU | Medienausschuss | Anhorung
Stadtfinanzen, LR 15.12.2011
- 15/474 Bibliotheksgesetz und Kulturausschuss | Beratung
15/2851 | Anderung des Ordnungs- | Innenausschuss | Anhorung Anderung der Landschafts- ausgesetzt
behoérdengesetzes, CDU 12.1.2012 verbandsordnung, CDU
LR = Landesregierung; Gesetzestitel zum Teil verkiirzt
Abgeschlossene Gesetzgebung - im Plenum vom 16./17. November 2011 entschieden
Drs.-Nr. Gesetz Initiator Abstimmung im Plenum | Beschluss
[5/2779 | Anderung des Gesetzes zur Ausfithrung des 2. Buches Sozialgesetzbuch Landesregierung 1. Lesung 28.9.2011 | angenommen
2. Lesung 16.11.2011
[5/222 | Anderung des Gesetzes iiber die Seilbahnen Landesregierung 1. Lesung 20.7.2011 | angenommen
2. Lesung 16.112011
[[5/484 | Abschaffung der Videoiiberwachung von zwangsweise untergebrachten Patien- | FDP 1. Lesung 12.11.2010 | angenommen
tinnen und Patienten in der Psychiatrie 2. Lesung 16.11.2011

Ein Gesetzesentwurf wird mindestens zweimal im Plenum behandelt (1. und 2. Lesung). Dazwischen wird er von den zustindigen Fachausschiissen
beraten. Im Internet finden Sie unter www.landtagintern.de Links zu ausfiihrlicheren Informationen. Diese werden in der Regel wochentlich aktualisiert.

SEITE 10 - LANDTAG INTERN 12/2011



http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3398
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3396
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3261
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3047
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMV15/914
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMV15/914
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3046
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/3045
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2859
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2852
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2851
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2793
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2436
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2380
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2379
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2359
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2356
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2224
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2209
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2151
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/1876
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/1875
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/1312
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/474
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2775
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/2225
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMD15/484
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/040-Dokumente-und-Recherche/Inhalt.jsp

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
o

Eine Verbesserung der Rechtssicherheit, kiirzere
Verfahren und leichter durchsetzbare Prifun-
gen waren fiir Dr. Christiane Baumgartl-Simons
(Bundesverband der Tierversuchsgegner) die
Vorteile des geplanten Verbandsklagerechts.
Dies betreffe die Haltung von Nutztieren eben-
so wie die von Tieren im Zoo, aber auch geneh-
migungspflichtige Tierversuche. ,Wir sorgen
schon jetzt fiir die Einhaltung gemeinsamer
Standards*, antwortete daraufthin Dr. Wolfgang
Gettmann (Verband Deutscher Zoodirektoren,

Schutz der G

Anhti»rung Verbandsklagerecht: Unterschiedliche Ansatze im Tierschutz

30. November 2011=Braucht der Tierschutz ein Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte
der Tierschutzvereine? Ein entsprechender Gesetzentwurf der Landesregierung wurde bei einer
gemeinsamen Anhorung von Umweltausschuss, Wissenschaftsausschuss und Rechtsausschuss
auf Herz und Nieren gepriift. Die Meinungen der geladenen Fachleute gingen dabei weit aus-

Deutscher Wildgehege-Verband). Durch das
angestrebte Gesetz konnten notwendige Um-
oder Neubaumafinahmen verzogert werden.

Um Vergehen gegen den Tierschutz zu ver-
meiden, ist es laut Dr. Roland Otto (Bundesver-
band der beamteten Tierdrzte) notwendig, ein
Netzwerk an Kontrollen aufzubauen. Die Tier-
arztinnen und Tierdrzte sowie die Beamtinnen
und Beamten vor Ort briuchten die Riickende-
ckung, die eine Verbandsklage bieten konne, un-
terstiitzte Dr. Karl Fikuart die Gesetzesvorlage.

Gerade die Forschung habe Interesse an ei-
nem guten Tierschutz, da dies gute Ergebnisse
sichere, betonte Professor Stefan Treue (Wis-
senschaftsgemeinschaft Leibniz, Allianz der
Wissenschaftsorganisationen). Er befiirchtete,
dass zukiinftig die Planungssicherheit auch bei
genehmigten Vorhaben nicht mehr gegeben
sei. Aulerdem miissten angesichts angestrebter
europiischer Harmonisierungen in allen EU-
Mitgliedsstaaten eigentlich die gleichen Rah-
menbedingungen gelten.

AUSWIRKUNGEN

Das vorliegende Gesetz beinhalte eine unglei-
che Behandlung von industrieller und land-
wirtschaftlicher Tierhaltung, so Werner Geh-
ring (Rheinischer bzw. Westfilisch-Lippischer
Landwirtschaftsverband). Den mittelstindi-
schen Betrieben drohten Verzégerungen mit
Kosten von einigen zehntausend Euro, unter-
strich auch Reinhard Lemke (Landwirtschafts-
kammer). Daher wandten sich beide gegen
die neuen Regelungen; mindestens miisse der
HInstrumentenkasten“ verkleinert werden, for-
derte Gehring. Die Gefahr, dass durch entste-
hende Verzogerungen deutsche Unternehmen
bei der Forschung gegeniiber auslindischen
Konkurrenten zuriickfallen konnten, sah Dr.
Klaus-Dieter Bremm (Bayer Pharma AG). In
die gleiche Richtung argumentierte Professor
René Tolba (RWTH Aachen) mit Blick auf die
Gesundheitsforschung. Die Erhebung einer
Klage fiihre faktisch zum Ende von Forschungs-
vorhaben, denn es werde dann weder Forder-
mittel noch Mitarbeiter geben, stellte Professor
Wolfgang Lower dar.

Die ,Horrorszenarien“ seien iiberzogen,
antwortete Evelyn Ofensberger (Deutscher
Tierschutzbund). Der Gesetzesvorschlag set-

einander.

s

ze das verfassungsmiflig verankerte Staatsziel
yTierschutz um. Und nur dann, wenn der
Tierschutz nicht angemessen beriicksichtigt
werde, drohe eine Klage. Die geplanten neuen
Regelungen bedeuteten Akteneinsichtsrechte,
Beschleunigungsmoglichkeiten und einen ho-
heren Druck zugunsten des Tierschutzes. Dies
sei eine Moglichkeit, den Wunsch des Verbrau-
chers auf artgerecht produzierte Lebensmittel
umzusetzen. Da es sich um mogliche Feststel-
lungsklagen handele, werde es keine zeitlichen
Verzogerungen geben, erginzte Baumgartl-
Simons. Sie erwarte keine Klagewelle, meinte
auch Professor Sabine Schlacke; angesichts mog-
licher Prozesskosten wiirden die Tierschutzver-
binde ,,maflvoll“ mit diesem Instrument umge-
hen. Die mogliche ,,Kontrolle der Kontrolleure*,
also der Behorden, schafft ihrer Meinung nach
mehr ,,Waffengleichheit. Und im Zweifel miis-
se das Gericht das letzte Wort haben, betonte
Dr. Christoph Maisack. Dies kénne nur tiber
eine Verbandsklage erreicht werden.

Fir die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Spitzenverbinde NRW wies Dr. Kai Zentara
(Landkreistag NRW) darauf hin, dass das Land im
vorparlamentarischen Verfahren die Beteiligungs-
rechte der Kommunen nicht ausreichend beachtet
habe. Auflerdem stelle sich die Frage, warum nicht
auch andere Verbinde wie der Bund der Steuer-
zahler oder Verkehrsverbande in ihren Bereichen
ein Verbandsklagerecht erhalten sollten.

Unterschiedliche Aussagen gab es zur Frage,
ob das Land angesichts des Bundessachrechts
in diesem Bereich tiberhaupt Gesetze erlassen
diirfe. Wihrend Professor Wolfgang Lower
und Dr. Jost Hiittenbrink dies verneinten, sah
dies Professor Sabine Schlacke als durchaus
moglich an.

»Jedes Wesen soll Schutz haben®, hob Dr.
Eisenhart von Loeper hervor. Das Verbandskla-
gerecht sei notwendig, um ein Recht mit Verfas-
sungsrang in der ,rauen Wirklichkeit“ umzu-
setzen. Insofern diene das geplante Gesetz der
Rechtssicherheit und dem guten Gewissen. cw
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Bundeswehrreform: Laumann wirbt in Briissel um Gelder aus dem Strukturfonds

Gute Nachrichten fiir die Mili-
tarstandorte in Nordrhein-West-
falen: Europdische Strukturhil-
fen im Umfang von knapp zwei
Milliarden Euro diirfen auch
zur Konversion genutzt werden.
CDU-Fraktionschef  Karl-Josef
Laumann hatte sich in der vergan-
genen Woche in Briissel mit dem
fiir die Regionalpolitik zustindi-
gen Kommissar der Europdischen
Union, Johannes Hahn, getroffen
und um EU-Mittel fiir die Stad-
te und Regionen geworben, die im Rahmen der
Bundeswehrreform von Reduktion oder Schlie-
Bung ihrer Bundeswehrstandorte betroffen sind.
Eingefadelt hatte das Treffen der miinsterlindi-
sche CDU-Europaabgeordneten Markus Pieper.

Karl-Josef Laumann (CDU)

Auch er war bei dem Treffen un-
ter sechs Augen dabei. Laumann
sprach von einem positiven und
fiir das Land erfreulichen Ergeb-
nis. ,,Jetzt liegt es an der Landes-
regierung, die Mittel durch er-
ginzende eigene Programme in
Anspruch zu nehmen.*

In Nordrhein-Westfalen
sind insbesondere Bundeswehr-
standorte im Miinsterland wie
zum Beispiel in Rheine, in Ost-
westfalen wie zum Beispiel in
Augustdorf, aber auch im Rheinland in K6ln und
in Kerpen von der Bundeswehrreform betroffen.
Landesweit fithrt die Bundeswehrreform zur
Schliefung von drei Standorten sowie zur Aus-
diinnung 29 weiterer. Laumann: ,,Ich stehe zu der

Starkungspakt Stadtfinanzen — Land hilft Kommunen aus der Schuldenfalle

Bereits in der vergangenen Legislaturperiode
— noch zu Oppositionszeiten — hat die SPD-
Landtagsfraktion das Konzept ,Stirkungspakt
Stadtfinanzen® entwickelt. Nun steht das von der
rot-griinen Landesregierung eingebrachte Gesetz
dazu kurz vor der Verabschiedung; die Fraktio-
nen von SPD, Biindnis90/Die Griinen und FDP
haben sich auf gemeinsame Anderungsantrige
verstandigt. So konnen noch in diesem Jahr
350 Millionen Euro an die 34 nordrhein-west-
filischen Kommunen ausgezahlt werden, die in
der grofiten finanziellen Not stecken und keine
Chance haben, sich aus eigener Kraft aus der
Schuldenfalle zu befreien. Ab 2012 kénnen auch
die Gemeinden dem Stirkungspakt beitreten, bei
denen die Haushaltsdaten eine Uberschuldung in
den kommenden Jahren erwarten lassen. Bis zum
Jahr 2020 sollen Hilfen in Hohe von insgesamt
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5,85 Milliarden Euro aufgebracht werden. Doch
das Land wird diese Hilfen nicht alleine aufbrin-
gen konnen. SPD, Biindnis90/Die Griinen und
FDP haben sich auch darauf verstindigt, dass sich
zundchst alle NRW-Kommunen an der Finan-
zierung der Konsolidierungshilfen beteiligen:
Durch einen Abzug an den ihnen zustehenden
Mehreinnahmen aus der erhohten Wohngeld-
riickerstattung sowie dem erhohten Anteil an
der Grunderwerbssteuer. Ab dem Jahr 2014 soll
eine faire Lastenverteilung zwischen finanzstar-
ken und finanzschwachen Kommunen erreicht
werden, z.B. durch eine Solidaritdtsumlage. Das
ist vertretbar, da sich verschiedene Entlastun-
gen der Kommunen durch landes- und bun-
desgesetzliche Mafinahmen abzeichnen. Fir
die Stidte und Gemeinden, die jetzt die Hilfen
bekommen, ist wiederum klar: Das Geld gibt

Reform, aber wenn eine Stadt 40 Jahre Militir-
standort war, hat sie sich eben auch genau so und
nicht anders entwickelt. Wenn die Bundeswehr
dann geht, gibt es auch die Verpflichtung, dem
Standort bei der Umstrukturierung zu helfen.
Mit dem Geld aus Briissel konnte beispiels-
weise die Umwandlung von militdrischen Unter-
kiinften zu Hochschulen oder eines Kasernenge-
lindes zum Industriegebiet moglich werden. Die
CDU-Landtagsfraktion hat jetzt einen Antrag
zur Bundeswehrstrukturreform (Drs. 15/3406)
in den Landtag eingebracht. |

NRW

I1 CDU

DIE LANDTAGSFRAKTION

es nicht ohne Gegenleistung. Die betroffenen
Kommunen miissen Vorschlige erarbeiten, wie
in Zukunft ein ausgeglichener Haushalt erzielt
werden kann. Beim Erarbeiten der jeweiligen
Konsolidierungspline vor Ort bietet das Land
zur Unterstiitzung eine professionelle Beratung
durch eine Task-Force an.

Mit dem Stirkungspakt Stadtfinanzen geht das
Land bis an die Grenzen der Belastbarkeit, was den
Landeshaushalt angeht. Nun muss auch der Bund
handeln. Denn ohne massive Unterstiitzung aus
Berlin, ohne eine nachhal-
tige, erhebliche Entlastung
bei den Sozialausgaben,
werden wir die Probleme N RW
unserer Stidte und Ge- s
meinden nicht dauerhaft
16sen konnen. |

Die F"‘kﬁon
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Die aktuelle Aufmerksamkeit der Offentlichkeit
fiir das Thema Rechtsextremismus macht deut-
lich, wie tief der Schock iiber die Mordserie des
rechtsterroristischen ,,Nationalsozialistischer Un-
tergrunds“ (NSU) in Gesellschaft und Politik
sitzt. Bei der dringend notwendigen Aufklirung
der Fehler von Verfassungsschutzamtern und Er-
mittlungsbehorden darf die Perspektive der Opfer
und ihrer Familien jedoch nicht vergessen wer-
den. Es ist bitter, dass die Ermittlungsbehorden
angesichts von neun Todesopfern mit Migrati-
onshintergrund nicht offensiv im rechtsextremen
Spektrum ermittelt haben, sondern die Taten der
Gruppe der Betroffenen zugeschrieben haben.
Rechte Gewalt ist aber kein neues Phino-
men — auch nicht in NRW. Schon seit einigen
Jahren finden sich in der Kriminalititsstatistik
fiir NRW besorgniserregend hohe Zahlen zu

Unter dem Titel ,,Leben stellt der Maler und
Bildhauer Harald Schloten in den Fluren der
Fraktion und im Plenarfoyer seine Arbeiten aus.
Zur Ausstellungseroffnung waren mehr als 50

Ausstellungserdffnung mit dem Kiinstler Harald Schloten und Angela Freimuth.

Hoyerswerda, Molln, Rostock, Solingen — Orte
wie diese stehen fiir neofaschistische, rassistische
Pogrome in Nachkriegsdeutschland. Rechter
Terror ist kein neues Phdanomen — das Gleiche
gilt fiir Verbindungen zwischen Neonazis und
»Verfassungsschutz®. Diesen Zustand muss der
Landtag von Nordrhein-Westfalen dringend be-
enden, wie die Terrorserie des ,,Nationalsozialis-
tischen Untergrunds® zeigt. DIE LINKE fordert
die Abschaltung der V-Leute im rechten Milieu.

1993 blickt die Welt erschiittert nach Solin-
gen: Ein Brandanschlag kostet funf tiirkische
Midchen und Frauen das Leben. Die vier Téter
waren junge Neonazis, drei von ihnen trainierten
im ,,Hak Pao*, einer Kampfsportschule mit Kon-
takten zu militanten Rechten in- und au8erhalb
der Region. Der Geschiiftsfiihrer, eine bekannte
Grof8e der rechten Szene Solingens und u.a. we-

Beitrige in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

politisch rechts motivierten Gewalttaten. Der
Angriff einer rechtsextremen Gruppe auf eine
Gewerkschaftsdemo am 1. Mai 2009 oder der
Fund von selbstgebastelten Sprengkdrpern bei
Mitgliedern der Kameradschaft Aachener Land
im letzten Jahr machen deutlich, wie ernst die
Gefahr des Rechtsextremismus ist.

Biirger der Einladung der FDP-Fraktion gefolgt.
»Wenn wir uns auf Kunst einlassen, dann lassen
wir uns auf einen Prozess ein, der uns auf un-
terschiedlichen Ebenen berithren und bewegen
kann®, betonte Angela Frei-
muth, kulturpolitische Spre-
cherin der FDP-Landtagsfrak-
tion und Vizeprisidentin des
Landtags, in ihrer BegriiSung.
Die Ausstellung zeigt iiberwie-
gend grofiformatige Olbilder
auf Leinwand sowie Skulptu-
ren aus Holz und Metall. ,,Seit
Harald Schloten 1988 den
Sprung in die Welt der Kunst
gewagt hat, gibt es fiir ihn kei-
nen Tag ohne Arbeit und somit
auch keinen Stillstand®, sagte

gen gefihrlicher Korperverletzung vorbestraft,
war V-Mann des NRW-,,Verfassungsschutzes*.

Doch wie im Fall der thiiringischen Rechts-
terroristen hat der ,,Verfassungsschutz damals
vor dem Terror nicht gewarnt. Noch nicht mal
einen ,rechtsextremistischen Schwerpunkt®
will er in und um Solingen ausgemacht haben.
Kein Wunder, wenn man auf Informationen
von engagierten Neonazis setzt, die nicht selten
selbst in Gewalttaten oder deren Planung ver-
strickt sind. Es ist viel mehr als ein Verdacht,
dass auch die militante Rechte finanziell und
informell gestirkt aus der Zusammenarbeit
hervorgeht. Das gaben aufgeflogene Informan-
ten auch des ,Landesverfassungsschutzes of-
fenherzig zu Protokoll.

Fakt ist: Die Erkenntnisse aus der Zusam-
menarbeit mit den oftmals kriminellen und

W

AUS DEN FRAKTIONEN

Ein Angriff auf Personen, die nur zum Opfer
werden, weil sie nicht in das menschenfeind-
liche Bild der Neonazis passen, ist auch immer
ein Angriff auf unsere demokratische Ge-
sellschaft. Als Griine Fraktion haben wir uns
schon frih fiir die Einrichtung von zwei spe-
zialisierten Beratungsstellen fiir Opfer rechter
Gewalt in NRW starkgemacht. Aber auch die
Bundesministerin Schroder muss einen Beitrag
zur Stirkung zivilgesellschaftlicher Initiativen
gegen Rechtsextremismus leisten, statt ihnen
wie bisher mit Misstrauen und hohen Forde-
rungshiirden zu begegnen. |

GRUNE

IM LANDTAG NRW,

Freimuth. Der Ménchengladbacher widmet sich
in seinen Werken iiberwiegend einer Hommage
an die Weiblichkeit als Ursprung des Lebens.
Die Ausstellung ,Leben“ ist eine Moglichkeit,
sich der Arbeit des niederrheinischen Kiinst-
lers zu nihern. Die FDP-Fraktion bietet heimi-
schen Kiinstlern regelmiflig ein Forum, um ihr
Schaffen zu prisentieren. Harald Schloten ist
der zweite Kiinstler, der in der laufenden Legis-
laturperiode seine Werke vorstellt. Die Ausstel-
lung im Landtag ist bis zum 5. Januar zu sehen.
Besichtigung nach Anmeldung unter: 0211-884
4422. |

FDP

Die Landtagsfraktion

selbst militanten Nazi-Spitzeln sind so mager,
dass sie niemals die Gefahr rechtfertigen, die
sich aus der Kooperation mit ihnen ergibt. Es
ist untragbar, dass das Land iiber V-Leute die
Gewalt gegen Migrant/-innen und Andersden-
kende finanziert und unterstiitzt. Folglich ist
das Abschalten der V-Leute keine Formalitit
hin zu einem erneuten NPD-Verbotsverfahren
vor dem Bundesverfassungsgericht. Es ist ein
notwendiger Schritt zum Schutz der Grund-
rechte aller Menschen in unserem Land. Die
Verquickung von Geheimdienst und Neofa-
schisten bedroht die demokratischen Grund-
festen unserer Gesellschaft. |

DIE LINKE.

Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen
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AUSSCHUSSE

Sorge iiber Unabhangigkeit der Justiz

22. November 2011 — Vor dem Hintergrund des Schreibens eines Richters erdrterte der Rechts-
ausschuss des Landtags (Vorsitz Dr. Robert Orth, FDP) in einer Sondersitzung dessen Klagen
beziiglich bestimmter Vorkommnisse in der Justizverwaltung. Die Vorwiirfe betrafen die Zeit,

als dieser fiir Verfahren von Holocaust-Uberlebenden vor Sozialgerichten zustindig war.

Er wolle zwei Fragenkomplexe trennen, so Jus-
tizminister Thomas Kutschaty im Ausschuss.
Erstens gehe es um die Sache, die Verfahren von
Holocaust-Uberlebenden an Sozialgerichten
in NRW. Hier gebe es fiir ihn keinen Zweifel,
dass diese nach rechtsstaatlichen Grundsitzen
abliefen. Alle von dem Richter angesprochenen
Punkte, insbesondere den Vorwurf, Prozessdo-
kumente wiirden systematisch vernichtet, weise
er entschieden zurtick.

Zweitens gehe es um die beruflichen Erwar-
tungen eines einzelnen Richters. Die von jenem
diesbeziiglich vorgelegten Kritikpunkte seien
durch verschiedene Stellen gepriift und als nicht
stichhaltig erachtet worden.

Die Trennung der beiden Sachverhalte wur-
de von allen Fraktionen iibernommen. Aber
auch wenn der Politik gerade aufgrund der Ge-
waltenteilung enge Grenzen gesetzt seien, stelle
sich doch die Frage, ob die von dem betreffen-
den Richter beklagten Eingriffe in dessen Arbeit

Untersuchungsausschuss
Bau- und Liegenschaftshetrieb

nicht doch die Unabhingigkeit der Justiz ange-

tastet hitten, so Peter Biesenbach (CDU). Die

detaillierten Aussagen des Ministers wolle man

nun nochmals genau priifen.
Insbesondere gehe es um die Frage,

nach welchen Verfahren und auf-

grund welcher Rechtsgrundlage

einige Urteile des Richters zu

Lasten der Rentenversiche-

rung aufgehoben worden

seien, kurz nachdem dieser

nicht mehr fiir den betreffen-

den Themenbereich zustindig

gewesen sei, betonte Bie- :

senbach. Diese Kurzfris-

tigkeit kritisierte auch

Dr. Robert Orth (FDP).
Das Autheben der

Urteile sei nach ei-

ner Anderung in der

Rechtsprechung des Bun-

22. November 2011 — Das Landesarchiv in Duisburg, das Schloss Kellenberg in Jiilich, die Grund-
stiicke Domgiirten in Koln sowie den Neubau des Polizeiprdisidiums in Koln-Kalk besichtigten
Mitglieder eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses. Dieser untersucht seit September
die maogliche Korruptionsaffire rund um den Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB) des Landes

NRW. Eingesetzt wurde der Ausschuss bei der Plenarsitzung des Landtags am 18. Mai 2011.

Konkret lautet der Untersuchungsauftrag, den
Neubau des Landesarchivs in Duisburg, den Er-
weiterungsbau des Polizeiprasidiums Koln-Kalk
sowie das Bauvorhaben Fachhochschule Koln,
den Erwerb des Schlosses Kellenberg und weite-
re erkennbar werdende Sachverhalte, etwa den
Erwerb des Vodafone-Hochhauses, zeitlich und
sachlich aufzukliren. In diesem Zusammen-
hang sollen auch die Strukturen des BLB NRW
untersucht werden. Dabei soll der Ausschuss
unter anderem auch die Rolle der Landesre-
gierungen und der zustindigen Ministerien als
Auftraggeber und Kontrollorgan des BLB sowie
die diesbeziigliche Informationspolitik der Lan-
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desregierungen gegeniiber dem Parlament und
der Offentlichkeit untersuchen. Insbesondere
ist auch zu klidren, was die unterschiedlichen
Landesregierungen in den vergangenen Jahren
unternommen haben, um Fehlentwicklungen
beim BLB NRW entgegenzuwirken. Bislang hat
der Ausschuss Verfahrensregeln festgelegt, Un-
terlagen angefordert und eben einige der betref-
fenden Ortlichkeiten besichtigt.

Der Ausschuss hat elf stimmberechtigte
Mitglieder. Davon stellen die Fraktionen von
CDU und SPD je vier Mitglieder, die Fraktio-
nen von Griinen, FDP und Linke je ein Mitglied.
Ausschussvorsitzender ist der CDU-Abgeord-

dessozialgerichts sowie nach Rechtsbehelfen
einer betroffenen Verfahrenspartei gesche-
hen, argumentierte Sven Wolf (SPD). In die
Kritik geratene Verfahrensabsprachen zwi-
schen dem Sozialgericht und einem Teil der
Prozessbeteiligten verteidigte er mit Verweis
auf eine mogliche Verfahrensbeschleuni-
gung wegen des inzwischen hohen Alters der
Holocaust-Opfer.

Vielleicht hitte man durch ein personli-
ches Gesprich mit dem entsprechenden Richter
viele Unklarheiten kliren konnen, meinte Anna
Conrads (Linke).

Fur innergerichtliche Personal-
vorgdnge sei der Landtag nicht
~ zustindig, erkldrte Dagmar
. Hanses (Griine). Man kon-

§ diesbeziiglichen

. ne die
i Entscheidungenimvorlie-
genden Einzelfall nur res-

pektieren. Des Weiteren

solle man daran arbeiten,

auch die organisatorische
Unabhingigkeit der Justiz

zu starken. Hilfestellung

~und  rechtsstaatliche

' Entscheidungen fiir

. die Betroffenen seien
1 fiir sie das MafR der

Dinge, so Hanses.

nete Peter Biesenbach. Er
wird vertreten von Markus
Tons (SPD).
Missstinde oder Vorgin-
ge, die man als solche vermutet,
kénnen im Landtag durch einen Un-
tersuchungsausschuss aufgeklirt werden. Ein
Untersuchungsausschuss des Landtags hat die
Aufgabe, Sachverhalte, deren Aufkldrung im of-
fentlichen Interesse liegt, zu untersuchen, und
dem Landtag dartiber Bericht zu erstatten (§ 1
UAG NRW). Wenn ein Fiinftel der Mitglieder
des Landtags einen Untersuchungsausschuss
beantragt, muss er eingesetzt werden. Dies re-
gelt Artikel 41 der Landesverfassung. Der Land-
tag beschliefSt dann auch, wie viele Mitglieder
der betreffende Ausschuss haben soll. In den
Ausschuss entsenden die einzelnen Fraktionen
Mitglieder entsprechend ihrer Fraktionsstirke.
Die eigentliche Beweisaufnahme verlduft o6f-
fentlich, es sei denn, zwei Drittel der Ausschuss-
mitglieder stimmen fir einen Ausschluss der
Offentlichkeit. Der Untersuchungsausschuss als
eines der wichtigsten Kontrollinstrumente der
Volksvertretung hat (gegentiber der Exekutive)
die Rechte der Akteneinsicht, der Auskunft und
des Zutritts zu Landeseinrichtungen.


http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/040-Dokumente-und-Recherche/Inhalt.jsp

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen iiber die Abgeordneten zu erhalten!

Fiir andere engagiert hat sich Ozlem Alev De-
mirel frith: ,,Schon in der dritten Klasse war
ich Klassensprecherin erzdhlt die 27-Jahrige
und lacht. Heute ist sie die jiingste Parlamen-
tarische Geschiftsfithrerin der Bundesrepub-
lik: Seit Juni managt Demirel das Tagesgeschift
der Fraktion der Linken im Landtag — und ist
so mit unter 30 bereits beratendes Mitglied im
Altestenrat.

Thr Vorganger Ralf Michalowsky habe fiir
einen ,Generationswechsel“ plidiert: So be-
griindet Demirel ihren Aufstieg in den Frakti-
onsvorstand nur ein Jahr nach Einzug der Lin-
ken in das Diisseldorfer Parlament. Doch in
Zeiten, in denen SPD und Griine beim ,,Schul-
frieden mit der CDU und beim ,,Starkungs-
pakt® fiir klamme Kommunen mit der FDP
regiert, die Linke aber gegen die spite Verab-
schiedung des Landeshaushalts klagt, steht die
Koélnerin auch personlich fiir das Ende der fak-
tischen Tolerierung der Minderheitsregierung
von SPD-Ministerprasidentin Hannelore Kraft
durch die Linkspartei: Demirel sympathisiert
mit der Parteistromung der ,Antikapitalisti-
schen Linken®“ (AKL). Bei den Griinen wire sie
frither ,Fundi“ genannt worden.

»Antikapitalismus ist als Position inner-
halb der Linken wichtig®, sagt Demirel, die
sich selbst als Marxistin begreift. Eine Mitar-
beit bei SPD oder Griinen sei fiir sie deshalb
nie in Frage gekommen: Die SPD betrachte
sie spitestens seit der Hartz-Gesetzgebung als
»Ex-Arbeiterpartei. Und die Griinen? ,Die
waren ,mal eine Friedenspartei®, schnaubt
Demirel, die an der Universitit Bonn Politik,
Komparatistik und Verfassungs-, Wirtschafts-
und Sozialgeschichte studiert hat und gerade
an ihrer Magisterarbeit schreibt, mit Blick
nicht nur auf den Jugoslawien-Einsatz der
Bundeswehr.

»Ich habe sehr jung erfahren, dass man sich
wehren muss, sagt Demirel: Schon vor ihrer
Geburt im tiirkischen Malatya 1984 sei ihr Va-
ter als Kommunist politischer Verfolgung durch
die putschenden Militirs ausgesetzt gewesen.
1989 zog die Familie nach Deutschland — zu-
nichst nach Bielefeld, wo bereits der Grof3vater
in einer Lederfabrik arbeitete. Neun Jahre spiter
zog sie mit ihrem Vater und den beiden iélteren
Briidern nach Koln. Thr Abitur machte sie dort
2004 — die drei Generationen der Familie De-
mirels, deren Grofivater Analphabet war, stehen
fiir eine Bildungskarriere par excellence.

Der diskriminierungsfreie Zugang zu
moglichst hohen Bildungsabschliissen sei
eine Frage der Gerechtigkeit, findet die Linke
— und doch noch immer eine Illusion: ,Noch
heute landen die Kinder von Arbeitern und
Migranten auf der Hauptschule, aus Akademi-
kerfamilien dagegen standardmifliig auf dem
Gymnasium®, klagt sie. Uberhaupt, Gerech-
tigkeit: ,Die Ungerechtigkeit zu bekidmpfen,
faire Lebensbedingungen fiir alle Menschen zu
schaffen, ist meine Motivation®, schreibt De-
mirel schon auf ihrer eigenen Homepage im
Internet. Immer wieder begriindet die kom-
munalpolitische Sprecherin der Linksfraktion
ihr politisches Engagement mit diesem Motiv
— und definiert Gerechtigkeit mit Marx: ,,Jeder
nach seinen Fihigkeiten, jeder nach seinen
Bediirfnissen.“ Wegen der ,,6konomischen Vo-
raussetzungen, also der Verteilung von Eigen-
tum und Vermaogen, seien die Menschen eben
nicht gleich. ,Die Freiheit, die uns propagiert
wird, ist keine®, glaubt sie.

Schon fiinf Jahre vor dem Abitur saf8 De-
mirel deshalb im Landesvorstand der Landes-
schiilerInnenvertretung. In Koln organisierte
sie Demonstrationen gegen Rechtsextreme
ebenso mit wie den Bildungsstreik gegen Stu-
diengebiihren oder Blockaden des sogenannten
»Anti-Islamisierungskongresses“ der Rechts-
populisten von ,,Pro Koln“. Uber eine offene
Liste wurde sie 2004 Mitglied der Linksfrak-
tion im Rat der Domstadt — Parteimitglied war
sie da noch nicht: Wihrend des Vereinigungs-
prozesses von WASG und PDS sei sie in beide
Parteien eingetreten, erzihlt sie: ,Ich wollte
so deutlich machen, dass hier etwas wirklich
Neues entsteht.

Umso genervter reagiert Demirel, die sich
selbst als ,,Deutsche mit kurdischen Wurzeln
aus der Tiirkei* beschreibt, auf Fragen nach der
DDR-Vergangenheit der Linken: ,,Absurd® sei
eine solche Argumentation, sagt die Parlamen-
tarische Geschiftsfiihrerin, die nach dem Mau-
erfall eingeschult wurde — schliefSlich stammten
alle Abgeordnete ihrer Fraktion aus Nordrhein-
Westfalen: ,,Was zum Teufel haben wir noch mit
der DDR zu tun?“ Andreas Wyputte

W

Forum

Mit ,Literatur im Land-
tag“ hat in diesem Jahr eine
neue Veranstaltungsreihe
im NRW-Parlament begon-
nen. Sie widmet sich gesell-
schaftspolitischen ~ Fragen
im Spiegel der Literatur.
So hat sie sich zum Auf-
takt im Juni mit dem Werk
von Heinrich Boll auseinandergesetzt. Am 30.
November 2011 folgte dann das Thema ,,Vom
Anwerben zum Zusammenleben — 50 Jahre
deutsch-tiirkisches Anwerbeabkommen

Landtagsvizeprésidentin  Carina Godecke
begriindete am 1. Juni 2011 die Wahl Bolls mit
dem Satz: ,Heinrich Boll ist der erste und einzige
Schriftsteller aus NRW, der mit dem Literatur-
nobelpreis ausgezeichnet worden ist.“ Weitere
Griinde fiir die Auseinandersetzung mit Heinrich
Boll lieferte Michael Serrer, Leiter des Literatur-
biiros NRW, der das Werk des Kolner Schriftstel-
lers vorstellte. Die Ausfithrungen Serrers vertiefte
der Schauspieler Bernt Hahn durch Texte Bolls.

»Deutsche und Tiirken haben lange mit
Scheuklappen auf das Zusammenleben und
unzureichende Integration geblickt®, erlduterte
Landtagsprasident Eckhard Uhlenberg die Wahl
des Themas des zweiten Abends. Geladen waren
der Schriftsteller Feridun Zaimoglu, der aus sei-
nem Roman ,,Ruff“ las, die Journalistin Hatice
Akyiin, Professor Volker C. Dorr (Universitit
Diisseldorf) sowie Rektor Bernd Bunge (Real-
schule Werdohl). Im Meinungsaustausch ging
es tiber Themen wie Spracherwerb und Bildung
hinaus um grundsitzliche Erwartungen und Er-
fahrungen, um Illusionen und um das Uberwin-
den festgefahrener Denkmuster.

Die Veranstaltungsreihe soll im Jahr 2012
fortgesetzt werden.

Der Prisident des Landtags NRW
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‘ TERMINE

Geburtstage

Vom 8. bis 20. Dezember 2011

8.12. Preufs, Peter (CDU) 58
14.12. Zimmermann, Wolfgang (Linke) 62
16.12. Sundermann, Frank (SPD) 46
18.12. Brockes, Dietmar (FDP) 41
20.12. Gottschlich, Margret (SPD) 63

Ehemalige Abgeordnete — besondere Geburtstage ab 70
16.12. Meyer zur Heide, Guinter (SPD) 75

Am 20. Dezember 2011 wird im Landtag der
Raum der Stille seiner Bestimmung iibergeben.
Der zentral in der Biirgerhalle gelegene Raum
soll einladen zu Momenten der Ruhe und der
Besinnung. Er steht Menschen gleich welchen
Glaubens offen. Gestaltet ist der Raum von ei-
nem renommierten Kiinstler. In Raum der Stille
werden zukiinftig auch die Landtagsandachten
stattfinden, zu denen die katholische und die
evangelische Kirche jeweils am Donnerstag in
der Plenarwoche einladen. Zur Eroffnungsfeier
geladen sind die Mitglieder des Landtags sowie
der Landesregierung.

Treffen & Termine

8.12.2011 Ausstellung zum Internationalen Jahr
der Wilder

8.12.2011 Festveranstaltung 10 Jahre Mpumalanga-
Forum NRW

9.12.2011 Internationaler Tag der Menschen mit Behinde-
rung — gemeinsame Veranstaltung von Landtag,
Evangelische Stiftung Hephata und Lebenshilfe
NRW

13.12.2011 Empfang Pfadfinder — Ubergabe
Friedenslicht

19.12.2011 50 Jahre ZDF — Roadshow ,Herausfor-
derungen des Fernsehens in der Zukunft“

21.12.2011 Aktion Lebendiger Adventskalender — in Zu-
sammenarbeit mit der Evangelischen Friedens-
Kirchengemeinde Diisseldorf

21.12.2011 ,Polenhilfe: Solidaritdt mit Solidarnos¢” —
Film, Podiumsdiskussion und Buchvorstellung

22.12.2011 Aufstellung eines Chanukka-Leuch-
ters im Rahmen des Chanukkafestes in der
Biirgerhalle des Landtags — Landesverband
Jiidische Gemeinden Nordrhein

Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei
Landtag und Landesregierung, Kirchenrat Rolf
Krebs, sowie der Leiter des Katholischen Biiros,
Prilat Martin Hiilskamp, laden vor der Plenar-
sitzung ein: am 8. Dezember 2011 um 8 Uhr
zum Parlamentsfriithstiick, um 9 Uhr zur Land-
tagsandacht im Raum E3 Z03.
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Raum fiir Aufkleber (Postvertrieb)

Die Farbe Rot ...

... hat Signalwirkung — ohne Frage. Gerade Anfang Dezember steht sie im Schleifenformat traditionell fiir weltweite
Solidaritat mit HIV-Infizierten und Aids-Kranken. Konkret fiir, besser gegen die Stigmatisierung und Ausgrenzung dieser
Menschen. Anlésslich des Welt-Aids-Tages hat die Aids-Hilfe NRW auch mit einem Infostand im Landtag Station gemacht.
Dort konnten sich Abgeordnete wie auch Besucherinnen und Besucher informieren, Geld fiir die Betroffenen spenden und
eben eine solche rote Schleife erhalten. Weltweit leben rund 34 Millionen Menschen mit dem Erreger, in Deutschland
liegt die Zahl bei 73.000. Seit dem Jahr 1988 erinnern am ersten Dezembertag auch in Nordrhein-Westfalen verschiedene
Organisationen an die Krankheit und rufen zur Solidaritdt mit den Betroffenen auf. Foto: Schalte




	Schaltfläche 15: 
	Schaltfläche 14: 
	Schaltfläche 13: 
	Schaltfläche 12: 
	Schaltfläche 11: 
	Schaltfläche 8: 
	Schaltfläche 10: 
	Schaltfläche 6: 
	Schaltfläche 7: 
	Schaltfläche 4: 
	Schaltfläche 5: 
	Schaltfläche 2: 
	Schaltfläche 3: 


